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ERLASS 

Ein relativ neuer Trend sind Cannabinoid-haltige Extrakte, die zumeist als 

Nahrungsergänzungsmittel auf den Markt gebracht werden, zunehmend aber auch in 

Lebensmitteln wie beispielsweise Süßwaren oder Kuchen eingesetzt werden. Dank 

Klarstellungen, die auf Europäischer Ebene erfolgt sind, ergeht folgender Erlass des 

Bundesministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz zur 

Einstufung von Cannabidiol (CBD) und anderen Cannabinoiden in Lebensmittel(n) und als 

kosmetische Mittel: 

Produkte aus den Blüten- und Fruchtständen von bestimmten Nutzhanfsorten sind vom 

Suchtmittelrecht ausgenommen, wenn ihr Gehalt an THC 0,3 % vor, während und nach 

dem Produktionsprozess nicht übersteigt und daraus Suchtgift in einer zum Missbrauch 

geeigneten Konzentration oder Menge nicht leicht oder wirtschaftlich rentabel 

gewonnen werden kann. 

Eine Einstufung von Cannabinoid-haltigen Extrakten als Arzneimittel kann nur dann in 

Erwägung gezogen werden, wenn diesen Produkten Eigenschaften der Heilung oder 

Linderung oder Verhütung einer menschlichen Krankheit oder krankhafter Beschwerden 

zugeschrieben werden (Präsentationsarzneimittel). Bei Verdacht, dass es sich um 

Arzneimittel handelt, wird auf die Zuständigkeit des Landeshauptmanns nach § 76a AMG 

hingewiesen (Probeneinsendung an die AGES Medizinmarktaufsicht). 

Cannabinoid-haltige Extrakte, die als solche oder in Lebensmitteln - vorwiegend als 

Nahrungsergänzungsmittel (z. B. CBD Öl) - auf den Markt gebracht werden, sind somit in 

der Regel (sofern nicht Abs. 3 zutrifft) als neuartige Lebensmittel gemäß der Verordnung 
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(EU) 2015/2283 über neuartige Lebensmittel zu betrachten. Nur zugelassene und in der 

Unionsliste aufgeführte neuartige Lebensmittel dürfen nach Maßgabe der in der Liste 

festgelegten Bedingungen und Kennzeichnungsvorschriften als solche in Verkehr 

gebracht oder in Lebensmitteln verwendet werden. Zurzeit liegt noch keine derartige 

Zulassung vor. Ein Inverkehrbringen ist damit nicht zulässig. 

Betreffend den Einsatz von Cannabis und daraus hergestellten Extrakten in 

kosmetischen Mitteln ist auf Artikel 14 Abs. 1 lit. a in Verbindung mit Anhang 2 Nr. 306 

der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 zu verweisen. In dieser Liste von Stoffen, die in 

kosmetischen Mitteln verboten sind, werden natürliche und synthetische 

Betäubungsmittel genannt. Dies ist jeder Stoff, der in den Tabellen I und II des UN-

Einheitsübereinkommens über Suchtmittel (ESK 1961) aufgezählt ist, somit auch 

Cannabis und daraus hergestellte Extrakte. Ein Inverkehrbringen ist damit nicht 

zulässig. 

Die beteiligten Verkehrskreise werden zeitgleich in einem Informationsschreiben über die 

Rechtsansicht des ho. Ressorts informiert. Im Hinblick auf § 33a VStG wird ersucht, die 

betroffenen Lebensmittelunternehmen zunächst entsprechend zu beraten. 

 

Für die Bundesministerin: 

Hon.-Prof. Dr. Gerhard Aigner 

 

Beilage/n: Information - Hanf- und CBD-Produkte (19.10.18)
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